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Das hat der Ausschuss nicht zu sehen bekommen, weil die bildliehe Präsentation der Bürgerinitiative abgelehnt worden ist. Der Vergleich zeigt den Ausbauzu 
straße (links) heute und wie er nach dem Beschluss mit zweistreifiger Verkehrsführung ungefähr werden wird. Foto/Animation: BI Bäume Stadt Stei 

I<ein I<ompromiss beim Ausba1 
WALDSTRASSE Kooperationsfraktionen verschaffen Verwaltungsvorlage Mehrheit I SPD-Vorschläge abg 

Von 
Erich Michael Lang 

BINGEN. Die Diskussion hat 
eine Ehrenrunde gedreht und 
ist in der Bauausschusssitzung 
am Dienstagabend schließlich 
doch wieder an genau dem 
Punkt gelandet, wo sie ihren 
Ausgang nahm. Mit der Mehr
heit der Kooperationsfraktio-• 
nep von CDU, FDPund FWG 
hat das Gremium den Verwal
'tungsvorschlag zum Ausbau der 
Wald- und Rupertusstraße ak
zeptiert. Damit konnte sich die 
SPD-Fraktion mit ihrem Paket 
an llnderungsvorschlägen, das 
im Kern auch die Forderungen 
der Bürgerinitiative "Bäume 
Stadt Steine" abbildete, nicht 
durchsetzen. 

So gab es inhaltlich weder Ab
striche oder Veränderungen in 
den einzelnen Teilbereichen des 
Ausbauprogramms, nocn wur
den Abschnitte, wie von der 

Opposition gefordert, gänzlich 
herausgenommen, wie bei
spielsweise der Ausbau des 
Parkplatzbereichs am Friedhof. 
Es wird nun also die Waldstra
ße auf eine Fahrbahnbreite von 
4,75 Metern ausgebaut 

Begegnungsverkehr möglich 

Auch die Stichstraßen sind 
einbezogen. Genauso ist nun 
auch die Rupertusstraße mit im 
Boot und der Böschungsbereich 
der Unteren Waldstraße soll mit 
einer zur Wald- und Rupertuss
traße hin naturteinverblendeten 
Stahlbetonmauer samt einer ge
böschten Griinflächen ausge
staltet werden. Dies bedeutet 
unterm Strich, dass künftig 
auch der heftig umstrittene di
rekte Begegnungsverkehr im 
Abschnitt der Unteren Wald
straße möglich sein-wird. 

Michael Anders von der Bür
gerinitiative "Bäume ·Stadt Stei-

ne" versuchte zu retten, was zu 
retten ist: Die BI hatte Rede
recht im Ausschuss, ebenso wie 
die von Anwohner und Ratsmit-

. glied Wollgang von .Stramberg· 
(FWG) vertretene Gruppierung 
"Pro Waldstraße", von der in 
wesentlichen Teilen wiederum 
die Verwaltungsposition unter
stützt wurde. Atmosphärisch 
war allerdings von Anfang an 
zu spüren, dass die Frontlinie 
unverrückbar gezogen war. Bür
germeister Ulrich Mönch -gab 
eingangs auch das Ziel vor: 
"Wir sollten heute Abend zu 
einem Beschluss kommen." 

Tatsächlich hätten alle Alter
nativkonzepte an diesem 
Abend nur noch eine Chance 
gehabt, wenn sich das Gremium 
vertagt hätte. Sozusagen in letz
ter Minute versuchte Jens Voll 
(Grüne) noch einen Aufschub 
zu erwirken, indem er vor
schlug, das In ieHe 
doch noch einmal alternieren-

des Parken in der Unteren 
Waldstraße prüfen, um so die 
Verkehrsströme nach dem Aus
bau dennoch zu beruhigen. Im 
Ausschuss wurde nämlich bei
spielsweise von Michael Hütt-

» Es ist immer schön, 
darin Rederecht zu 
bekommen, wenn. die 
Entscheidung im Grunde 
schon gefallen ist. « 

JENS VOLL, Grüne 

ner (SPD) die Sorge formuliert, 
dass künftig vor allem bergab 
viel zu schnell gefahren werde, 
weil in der Unteren Waldstraße 
dann die Durchfahrt problem
los möglich sei. Aber auch Volls 
Vorschlag wurde abgelehnt. Es 
war klar: Es sollte entschieden 
werden mrd es sollte im Sinne 
der . Verwaltung entschieden 

werden. 
Frank Berlep I 
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lern lernen. Dm 
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nicht zu sehen bekommen, weil die bildliehe Präsentation der Bürgerinitiative abgelehnt worden ist. Der Vergleich zeigt den Ausbauzustand der Wald-
und wie er nach dem Beschluss mit zweistreifiger Verkehrsführung ungefähr werden wird. Foto/Animation: BI Bäume Stadt Steine/Michael Anders 
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Opposition gefordert, gänzlich 
herausgenommen, wie bei
spielsweise der Ausbau des 
Parkplatzbereichs am Friedhof. 
Es wird nun also die Waldstra
ße auf eine Fahrbahnbreite von 
4,75 Metern ausgebaut. 

Begegnungsverkehr möglich 

Auch die Stichstraßen sind 
einbezogen. Genauso ist nun 
auch die Rupertusstraße mit im 
Boot und der Böschungsbereich 
der Unteren Waldstraße soll mit 
einer zur Wald- und Rupertuss
traße hin naturteinverblendeten 
Stahlbetonmauer samt einer ge
böschten Griinflächen ausge
staltet werden. Dies bedeutet 
unterm Strich, dass künftig 
auch der heftig umstrittene di
rekte Begegnungsverkehr im 
Abschnitt der Unteren Wald
straße möglich sein-wird . 

Michael Anders von der Bür
gerinitiative "Bäume Stadt Stei-

ne" versuchte zu retten, was zu 
retten ist. Die BI hatte Rede
recht im Ausschuss, ebenso wie 
die von Anwohner und Ratsmit-

. glied Wolfgang von Stramberg 
(FWG) vertretene Gruppierung 
"Pro Waldstraße", von der in 
wesentlichen Teilen wiederum 
die Verwaltungsposition unter
stützt wurde. Atmosphärisch 
war allerdings von Anfang an 
zu spüren, dass die Frontlinie 
unverriickbar gezogen war. Bür
germeister Ulrich Mönch gab 
eingangs auch das Ziel vor: 
"Wir sollten heute Abend zu 
einem Beschluss kommen." 

Tatsächlich hätten alle Alter
nativkonzepte an diesem 
Abend nur noch eine Chance 
gehabt, wenn sich das Gremium 
vertagt hätte. Sozusagen in letz
ter Minute versuchte Jens Voll 
(Griine) noch einen Aufschub 
zu erwirken, indem er vor
schlug, das Ingenieurblffo solle 
doch noch einmal alternieren-

des Parken in der Unteren 
Waldstraße prüfen, um so die 
Verkehrsströme nach dem Aus
bau dennoch zu beruhigen. Im 
Ausschuss wurde nämlich bei
spielsweise von Michael Hütt-

» Es ist immer schön, 
dann Rederecht zu 
bekommen, wenn die 
Entscheidung im Grunde 
schon gefallen ist. « 

JENS VOLL, Grüne 

ner (SPD) die Sorge formuliert, 
dass künftig vor allem bergab 
viel zu schnell gefahren werde, 
weil in der Unteren Waldstraße 
dann die Durchfahrt problem
los möglich sei. Aber auch Volls 
Vorschlag wurde abgelehnt. Es 
war klar: Es sollte entschieden 
werden und es sollte im Sinne 
der . Verwaltung entschieden 

werden. 
Frank Berlep (CDU) warf der 

SPD "Populismus" vor. Unter 
anderem verwies Berlep auf den 
Ausbau der Schlossbergstraße 
und meinte, das Gremium solle 
nun doch endlich mal aus Feh
lern lernen. Dort seien die Brei
ten für Einsatzfahrzeuge der 
Feuerwehr nicht ausreichend 
beriicksichtigt worden; in der 
Unteren Waldstraße solle dies 
nun geschehen. SPD-Fraktions
chef Dr. Till Müller-Heidelberg 
verwahrte sich gegen Berleps 
Vorwurf und sagte, Meinungs
verschiedenheiten hätten nichts 
mit Populismus oder Wahl
kampf zu tun. Vielmehr gehe es 
in solchen Diskussionen immer 
wieder um eine ideologische 
Grundsatzfrage, ob nämlich 
eine autogrechte oder eine ein
wohnergerechte Stadt das Pla
nungsziel sei. ,":-Nir wollen die 

· einwohnergerechte Stadt". 
. ... KOMMENTAR 
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Nun scheint sich aber bei Ul- rum", so Mönch. Mit allen Partei- zeichef Bemd Gemünden war 
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Erlch Michael Lang 
zur Waldstraße 

@ mlang@vrm.de 

Bürgerbeteiligung 

D er Stadtrat bewegt sich auf dünnem Eis und es gtbt 
erste AnZeichen dafür, dass auch die Fraktionen zu 

verstehen beginnen: Wo das Licht der "Bürgerbeteili
gung" leuchtet ist der Schatten der Enttäuschung und 
Frustration nicht weit. Die Kooperation lag demonstra
tiv auf Verwa.itun2slinie. die SPD eignete !Üch in der ver
trauten Rolle des Rufers in der Wüste die Positionen der 
BI an. Zwischen diesen Extremen dürfte irgendwo die 
Wahrheit liegen. "Btirgerbeteiligung" jedenfalls weckt 
eine Erwartungshaltung. Mitsprache bedeutet Einfi.Wlll
nahme. Wenn von diesem Einfluss am Ende nichts zu er
kennen ist, muss die Frage erlaubt sein: Was soll's? Vor 
diesem Hintergrund wäre es besser gewesen, der Aus
schuss hätte gleich den Ausbau so wie ihn die Verwal
tung von Anfang an wollte beschlossen, ohne überhaupt 
die Anlieger einzubeziehen. Jetzt nämlich ist der Frust 
noch viel größer. Das hängt auch damit zusammen, dass 
es keine überzeugende Systematik zur BrfaSSJmg der 
Bürgerwünsche gibt. Ist sinnvolle ,,Bürgerbeteiligung" 
gewollt, sollte der Rat das Verfahren genau überdenken. 
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